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Nr. 76.
Verordnung des Staatsministeriums über die Einstellung von Kraft¬

fahrzeugen.
Oldenburg , den 3 . Juli 1931.

Auf Grund des Artikels 9 § 6 -des Gesetzes vom
5. Dezember 1868 , betreffend die Organisation des
Staatsministeriums , werden für den Landesteil Olden¬
burg die nachstehenden Vorschriften über die Einstellung
von Kraftfahrzeugen erlassen:



396

Allgemeines-

Anwendungsbcrei ch.
Diese Verordnung gilt für alle Kraftfahrzeuge mit

Antrieb durch Verbrennungsmaschine , nicht aber in Aus-
stellungs - oder Lagerräumen für solche, deren Betriebs¬
stofsbehälter ungefüllt sind.

Die allgemeinen Bauordnungsvorschristen behalten,
soweit diese Verordnung nicht anders bestimmt , ihre Gül¬
tigkeit.

8 2.
Begriffsbestimmungen.

1. E in st e l lräum  e sind Räume , in denen ständig oder
vorübergehend Kraftfahrzeuge untergebracht werden
sollen, auch die überdeckten Zu - und Abfahrten.

2. Anlagen  sind die Einstellräume iZiffer 1) und etwa
dazu gehörende Werkstätten , Waschräume , sonstige
Nebenräume und Hosplätze.

8 3-
Anzeigepflicht.

Wer Einstellräume oder Anlagen (vgl . Z 2) er¬
richten, verändern oder Räume dazu benutzen will , hat
dies , soweit bau - oder gewerbepolizeiliche Vorschriften
nicht anders bestimmen, der Ortspolizeibehörde anzuzeigen
(vgl . jedoch 8 4) .

8 4.

Vorübergehende Einstellung.
Räume , die den Bestimmungen dieser Verordnung

nicht entsprechen, dürfen zur regelmäßigen Einstellung von
Kraftsahrzeugen nicht benutzt werden und zur vorüber¬
gehenden nur dann , wenn die Räume keine brennbaren
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Stoffe enthalten und nicht den einzigen Zugang zu Räu¬
men bilden , die zum dauernden Aufenthalt von Menschen
bestimmt sind . Das Füllen oder Entleeren der Treib¬
stoffbehälter , das Ausproben und Waschen der Motoren
und die Vornahme von Ausbesserungen ist in diesen Räu¬
men verboten . Die vorübergehende Benutzung von
Räumen zur Einstellung von Kraftfahrzeugen braucht,
wenn sie überhaupt zulässig ist, nicht angezeigt zu werden.

8 5.
Rücksicht auf Nachbarschaft.

Anlagen für mehr als 5 Kraftfahrzeuge sind nur
zulässig , wenn die Anwohner gegen Abgase , Geräusche
usw. ausreichend geschützt werden.

Sollen Anlagen in der Nähe von Kirchen , Schulen,
anderen öffentlichen Gebäuden , Krankenhäusern oder
Heilanstalten errichtet werden , so ist die Entscheidung
der höheren Verwaltungsbehörde nach ß 27 der Reichs¬
gewerbeordnung darüber erforderlich , daß die Ausübung
des Krastfahrzeugbetriebes aus dem Grundstück gestattet
ist.

8 6.
Ein stell räume in oder bei verkehrsreichen

Gebäuden.
Die Errichtung von Einstellräumen in oder bei The¬

atern , Versammlungsgebäuden oder Warenhäusern kann
verboten werden.

Wird sie zugelassen , so mutz für ausreichenden Schutz
der Besucher und Angestellten bei Feuersgesahr gesorgt
werden.

8 7.
Aufstellung auf unbebauten Flächen von

Grundstücken.
Aus unbebauten Flächen von Grundstücken oder un¬

ter Schutzdächern dürfen Kraftfahrzeuge nur dann auf-
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gestellt werden , wenn sie den Zugang zu den Gebäuden
nicht erschweren und die Benutzung der Löschgeräte nicht
behindern.

Die Ortspolizeibehörde kann die Zahl der Fahr¬
zeuge beschränken, ihren Mindestabstand von den Ge¬
bäuden bestimmen und andere Bedingungen stellen.

8 8.
Zu - und Abfahrt.

Die Ausfahrten sind baulich so einzurichten, daß die
Führer der ausfahrenden Kraftfahrzeuge den Verkehr
auf der Straße rechtzeitig übersehen können.

Für mehr als 20 Kraftfahrzeuge , 'die auf einem
Grundstück ein- oder aufgestellt werden sollen, kann eine
Zufahrt gefordert werden , die von den 'Zugängen zu
den übrigen Baulichkeiten getrennt ist.

Bei Anlagen für mehr als 50 Kraftfahrzeuge kön¬
nen getrennte Zu - und Abfahrten gefordert werden.

8 9-

Verkehrspoliz etliche Rücksichten.
Die Ortspolizeibehörde darf aus verkehrspolizeilichen

Gründen besondere Bedingungen ftellen und unter Um¬
ständen die Errichtung , Veränderung oder Benutzung der
Anlage oder die Aufstellung nach 8 1 untersagen.

lZ. Bauvorschriften-
8 io.

W än d e.

Die Umsassungswände der Einstellräume müssen
feuerbeständig sein. Sie dürfen keine Oeffnungen nach
anderen , nicht den Zwecken der Anlage dienenden Räumen
haben.
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8 11.
Fenster und Türen.

Für die Fenster und Türen jedes Einstellraumes,
über denen sich Oefsnungen von Ausenthaltsräumen oder
Lagerräumen für brennbare Stoffe befinden , können 1
Meter unter die Decke reichende Schutzstreifen oder Feu -er-
schürzcn aus unoerbrennbaren Baustoffen gefordert wer¬
den; bewegliche Feuerschürzen können zugelassen werden,
wenn sie nach außen schlagen. Fenster unterhalb von
Traufen weich gedeckter Gebäude sind- feuerbeständig her¬
zustellen. Ueber Türen unterhalb der Traufen weich ge¬
deckter Gebäude sind seuerabweisende Schutzdächer anzu¬
bringen.

H 12.
Decken.

Anlagen , die unter benutzbaren Räumen liegen, müs¬
sen feuerbeständige Decken ohne Oefsnungen haben . Dies
kann auch von Anlagen , die von anliegenden Gebäuden
oder der Nachbargrenze noch nicht 5 Meter entfernt sind,
gefordert werden , bei umfangreicheren Anlagen auch auf
größere Entfernungen.

Auch die tragenden Teile der feuerbeständigen Decken
(llnterzüge , Stützen ) müssen feuerbeständig oder feuer¬
beständig umkleidet sein.

8 13-
Fußböden.

Die Fußböden der Einstellräume müssen undurch¬
lässig und , wenn sich andere Räume darunter befinden,
auch feuerbeständig sein.

8 14 -,
Entwässerung.

Die Ortspolizeibehörde kann fordern , daß aus Ab¬
wässern, die in die öffentlichen Entwässerungsleitungen
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gelangen können, vorher Betriebsstoffe abgeschieden wer¬
den.

8 15.
Rückzugswege.

Je nach Größe und Anordnung der Einstellräurne
können Rückzugswege für Personen gefordert werden.

8 16-
W c r kstäkt e n un d andere Auf  e nt  h a It  s r ä u m e.

Werkstätten und andere Aufenthaltsräume müssen
mindestens einen gesicherten Ausgang ins Freie haben,
sind feuerbeständig von den Einstellräumen zu trennen
und dürfen mit ihnen nicht unmittelbar verbunden sein.

8 17-
Feuerlöscheinrichtungen.

In jeder Anlage ist geeignetes Löschgerät , und zwar
bis zu 6 Kraftfahrzeugen je eins, an leicht zugänglicher
Stelle bereitzuhallen.

Sind die Anlagen besonders groß oder Großgeräte
vorhanden , so kann die Ortspolizeibehövde je nach den
örtlichen Verhältnissen die Zahl der Löschgeräte herab¬
setzen.

Sie kann je nach Lage und Art der Anlage weitere
Maßnahmen zur wirksamen Bekämpfung von Bränden
anordnen und eine besondere Feuermeldeeinrichtung ver¬
langen.

Alle Feuerlöscheinrichtungen müssen dauernd ge¬
brauchsfähig sein.

8 18-
Größere EinstelIräume.

Größere Einstellräume müssen durch Brandmauern
in einzelne Abschnitte von höchstens 1000 Quadratmeter
geteilt werden . Oeffnungen in den Teilungswänden der
Brandmauern müssen feuerbeständig verschließbar sein.
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Von solchen Brandabschnitten kann die Ortspolizei¬

behörde abfehen , wenn durch besondere Sicherheitsein¬

richtungen , z. B . unbebaute Schutzstreifen, Sprinkler¬

anlagen oder feuerbeständige Unterteilungen , die Feuers¬

gefahr gemindert wird.
Bei Anlagen in Kellern können nach den örtlichen

Verhältnissen weitere Forderungen gestellt werden.

8 19.

Mehrgeschossige Anlagen.
Bei mehrgeschossigen Anlagen sind die Geschosse von¬

einander feuerbeständig abzutrennen . Ausnahmen kön¬

nen zugelässen werden, , wenn andere genügende Sicher¬

heitsmaßnahmen getroffen sind.

8 20.

Kleinere E in st ellr äum  e.

Für Einstellräume bis zu 50 Quadratmeter , in be¬

sonderen Fällen bis zu 100 Quadratmeter Grundfläche
kann die Ortspolizeibehörde die nach den örtlichen Ver¬

hältnissen vertretbaren Erleichterungen von diesen Bau¬

vorschriften zulassen.

E. Heizung, Entlüftung, Beleuchtung, elektrische Ein¬
richtungen.

8 21.
Heizung.

Die Heizung der Einstellräume muß so beschaffen

sein, daß sich die Dämpfe der Betriebsstoffe nicht daran

entzünden können. Zulässig sind:
1. Sammelheizungen (Dampf -, Warmwasser - und

Warmluftheizung ), wenn die Feuerungsanlage in Räu¬

men liegt , die mit Einstellräumen keinerlei Verbindung
haben,
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Bei Warmluftheizungen darf die Lust -aus den
Einstellräumen nur dann wieder entnommen werden,
wenn sie nicht durch Oefen , sondern durch Warm
wässer- oder Dampfheizkörper erwärmt wird . Die
Luft darf aus dem Vorwärmeraum nur in die zu
beheizenden Einstellräume gelangen können.

2. Ofenheizung,  wenn die Heizöfsnungen der Oefen
in Räumen liegen, die mit den Einstellräumen in kei¬
nerlei Verbindung stehen.

Lachelösen oder gemauerte Oefen müssen fugen¬
dicht, ohne Durchsichten oder Nischen sein und dürfen
an den Heizflächen innerhalb der Einstellräume keine
Metallteile haben.

Oefen anderer Bauart müssen gegen die Einstell¬
räume so dicht und feuerbeständig abgetrennt sein,
daß die erwärmte Luft erst in einer Höhe von 1,5 Me¬
ter in die Einstellräume eintreten kann. Die Räume
dürfen also nicht durch- Umluft , sondern nur durch,
Frischluft aus Räumen erwärmt werden , wo keine ent¬
zündlichen Dämpfe austreten können.

Schornsteinreinigungsöffnun 'gen dürfen nicht in¬
nerhalb der Einstellr -äume liegen.

3 . Gasheizung.  Easheizungskörp .er, Frischluft - und
Abzugsleitung müssen in dem zu beheizenden Raum
vollkommen gasdicht sein. Wenn für die Frisch,luft-
und Abzugsleitungen Blechrohre ineinander .gesteckt
werden , so müssen sie verbleit und die Längsnähte ge¬
falzt sein. Längsnähte und Querverbindungsstellen
sind zu verlöten . Das Anzünden der Gasflamme
darf nur außerhalb des zu beheizenden Raumes mög¬
lich sein. Die Mauerbüchse für die Zündöffnung
der Gasrohre muß in einem Stück vom Heizkörper
bis an die Außenseite der Wand des zu beheizenden
Raumes durchgesührt sein. Heizkörper und Frischluft-
zuieitungen müssen mindestens 1,5 Meter über dem



403

Fußboden liegen. Hiervon kann abgesehen wer¬
den, wenn die Heizflächentemperatur 200 Grad Cel¬
sius nicht übersteigen kann.

4. Elektrische Heizung.  Elektrische Heizungsgeräte
müssen in mindestens 1,5 Meter Höhe über dem Fuß¬
boden angebracht sein. Hiervon kann abgesehen wer¬
den, wenn die Heizflächentemperatur 200 Grad Cel¬
sius nicht übersteigen kann.

Strahlungsöfen mit offenen Glühkörpern sind un¬
zulässig.

5. Heizvorrichtungen anderer Art,  wenn es
die Ortspolizeibehörde besonders genehmigt.

8 22.
Entlüftung.

Die Einstellräume müssen ausreichend entlüftet wer¬
den. Bei ungünstigen Verhältnissen , besonders für Keller
kann die Ortspolizeibehörde künstliche Entlüftung fordern.

Bei elektrisch angetriebenen Bodenentlüftern müssen
funkenbildende Teile außerhalb der Einstellräume und
der Entlüstungsschächte liegen oder schlagwettersicher ge¬
kapselt sein.

Entlüstungsschächte müssen gegen andere Räume
feuerbeständig abgeschlossen sein.

Schornsteine oder funkenführende Rohre und Ent¬
lüftungsschächte anderer Räume dürfen nicht zur Ent¬
lüftung benutzt werden.

8 23.

Beleuchtung.
Zur Beleuchtung sind nur elektrische Glühlampen in

ortsfesten Beleuchtungskörpern oder in Handleuchtern zu¬
lässig. Handleuchter müssen den Vorschriften der
läge 1 entsprechen.
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8 24.

Elektrische Einrichtungen.
Einstellräume gelten als feuergefährdete Betriebs¬

stätten . Alle elektrischen Einrichtungen müssen daher den
Vorschriften der Anlage 2 entsprechen.

v . Betriebsvorschriften-
8 25.

Feuer.

Das Rauchen sowie die Benutzung von Feuer ist in
den Einstellräumen und feuergefährdeten Nebenräumen
verboten . Auf dieses Verbot ist durch augenfälligen
dauerhaften Anschlag hinzuweisen*) .

8 26.

Treibstoffe.
In den Einstellräumen und feuergefährdeten Ne-

benräumen dürfen weder Treibstoffe noch leere Treib¬
stoffbehälter aufbewahrt werden . Ein zertnallficheres Er-
satzgefätz (Kanister ) bis zu 15 Liter Fassungsvermögen
darf an jedem Fahrzeug angebracht werden.

8 27.

Zapfstellen.
Zapfstellen in Kellergeschossen und aus Rampen zu

Kellern sind verboten . In den übrigen Stockwerken
kann sie die Ortspolizeibehörde zulassen vorbehaltlich ge¬
eigneter Sicherheitsmäßnahmen , wie z. B . selbsttätige
Abstellvorrichtungen.

*) Für das Verbot wird nachstehender Wortlaut empfohlen:
Rauchen

und jeder Gebrauch von Feuer
polizeilich

verbolen.
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Fahrbare Zapfstellen dürfen innerhalb der Anlagen
nicht verwendet werden.

8 28.

Undichte Tr  e i b st o ff  b e h ä I t e r.
Undichte Treibstoffbehälter müssen erst völlig entleert

werden, bevor die Kraftfahrzeuge in den Einstellräumen
und feuergefährdeten Nebenräumen untergebracht werden.

8 29.

Putzwolle und andere brennbare Stoffe.

Gebrauchte Putzwolle und Putzlappen sind in dicht
schließenden Blechgefäßen auszubewahren.

Andere brennbare Stoffe dürfen in Einstellräumen
und feuergefährdeten Nebenräumen nicht aufbewahrt wer¬
den.

8 30.
Karbid.

Karbid darf in dicht schließenden Gesäßen bis zu
einer Menge von 10 Kilogramm in Einstellräumen aus¬
bewahrt werden , wenn jede Einwirkung von Feuchtigkeit
ausgeschlossen ist.

8 31.

Verkehr innerhalb der Anlage.
Die Zu - und Abfahrten und alle Rückzugswege müs¬

sen ständig freigehalten werden.

8 32.

Lärmverhütung.

In den offenen Teilen der Anlagen ist das Hupen,
das Ausproben und geräuschvolle Laufenlassen der Mo¬
toren und das Verursachen sonstigen Lärms verboten.
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8 33 -

Gist  schütz.
Das Ausproben und Laufenlassen der Motoren ist

nur in Räumen zulässig , wo für ausreichende Entlüftung
gesorgt ist. In jedem Einstellraum ist durch augenfäl --
ligen dauerhaften Anschlag auf die Vergiftungsgefahr
hinzuweifen *) .

8 34.

Akkumulatorenbatterien.

Akkumulatorenbatterien dürfen in Einstellräumen
nicht aufgeladen werden.

L. Ausnahmen

8 35.

Ausnahmen.
Staatliche Einstellräume usw.

In besonderen Fällen kann die Ortspolizeibehörde
Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung be¬
willigen , von den zwingenden Vorschriften des 8 5 Abs . 1
und des Abschnitts L jedoch nur die höhere Verwaltungs¬
behörde.

Ausnahmen sind insbesondere für die im Eigentum
des Reichs , der Länder , der Reichsbahn und der öffent¬
lichen Feuerwehren stehenden Anlagen zulässig.

8 36.

Kr ästräder.
Für einzelne Krafträder gilt nur 8 4 über vorüber¬

gehende Einstellung.

*) Für den Anschlag wird nachstehender Wortlaut empfohlen:
„Vorsicht beim Laufenlassen der Motoren!

Pergsftnngsgefahr !"
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Im übrigen werden je 5 Krafträder als ein Kraft¬
fahrzeug im Sinne dieser Verordnung angesehen.

8 37.

Kraftfahrzeuge mit Antrieb durch Schwcr-
ö Im a sch ine.

Kraftfahrzeuge mit Verbrennungsmaschine für Treib¬
stoffe , die einen Flammpunkt über 55 Grad Celsius
haben , fallen im allgemeinen nicht unter diese Verord¬
nung , jedoch ist ihre Einstellung nach 8 3 der Ortspolizei-
behörde anzuzeigen . Für Treibstoffe mit einem solchen
Flammpunkt gelten nicht die Verbote und Beschränkungen
der 88 26 und 27.

Die Ortspolizeibehörde kann die zur Abwendung von
Gefahren und Belästigungen der Allgemeinheit , der Nach¬
baren und der Arbeitnehmer notwendigen Mahnahmen
fordern.

8 38.

Gegenüber den beim Erlah dieser Verordnung be¬
reits bestehenden Einstellräumen und Anlagen sind diese
Vorschriften insoweit anzuwenden , als die Feuersicher¬
heit oder der Schuh von Personen es unabWeisbar er¬
fordern.

In Uebergangs - und Strafbestimmungen.

8 39.

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung und die
darin vorbehaltenen behördlichen Vorschriften oder An¬
ordnungen werden , sofern nach anderen Bestimmungen
keine höhere Strafe verwirkt ist , mit Geldstrafe bis zu
150 Reichsmark , im Falle der Uneinbringlichkeit mit ent¬
sprechender Haft bestraft . Auch kann die weitere Be¬
nutzung von Anlagen untersagt werden.
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8 40.

Diese Verordnung tritt am 1. August 1931 in Kraft.
Die Ausführungsbestimmungen werden vom Ministerium
des Innern erlassen.

Oldenburg , den 3. Juli 1931.

Staatsministerium
(Siegel ) Cassebohm . vr . Driver.

De . Hartong
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Anlage 1
(zu 8 23)

Handleuchter.

1. Körper und Griff der Handleuchter müssen aus
Isolierstoff bestehen, 'der den im Betriebe auftretenden
Beanspruchungen standhält . Metallene Griffausklei¬
dungen sind verboten.

2. Handleuchter müssen so gebaut sein, daß die An¬
schlußstellen der Leitungen von Zug entlastet , die Lei¬
tungsumhüllung gegen Abstreifen und die Leitungsadern
gegen Verdrehen gesichert sind.

3. Die Einführungsstellen für die Leitungen müssen
derart ausgebildet sein, daß eine Beschädigung der bieg¬
samen Leitungen auch bei rauher Behandlung nicht zu
befürchten ist. Die Verwendung von Werkstattschnüren
sowie von Eummischlauchleitungen mittlerer Ausführung
muß möglich sein.

4 . Schaltfassungen in Handleuchtern sind verboten;
jedoch sind Schalter bis höchstens 250 Volt und für
mindestens 6 Ampere zulässig. Diese Schalter müssen
Momentschalter und so im Körper oder Griff einge¬
baut sein, daß sie mechanischen Beschädigungen entzogen
bleiben . Ihr Betätigungsteil darf nicht Spannung füh¬
rend sein.

5. Jeder Handleuchter muß je nach dem Verwen¬
dungszweck mit Schutzkorb oder -glas oder mit beiden
Vorrichtungen versehen sein, SchutzgehLüse, Schutzkorb,
Reflektor , Aushängehaken , Tragbügel (und dergleichen)
aus Metall müssen aus dem isolierenden Körper be-
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festigt sein. Schutzgehäuse , Schutzkorb und dergleichen
müssen so am Körper befestigt sein, daß sie sich nicht
selbsttätig lösen.

6. Handleuchter müssen Einrichtungen haben , durch
die das Eindringen von Feuchtigkeit an der Einführungs-
stelle der Leitungen sowie eine Verletzung der Leitungen
verhindert ist.



Anlage 2
(zu Z 24)

Elektrische Einrichtungen in feuergefähr¬
deten Betriebsstätten.

1. Elektrische Maschinen , Transformatoren und Wider-
, standsgeräte , ferner Schalter , Sicherungen , Steckvor¬

richtungen und ähnliche Apparate , in denen betriebs¬
mäßig Stromunterbrechung oder Erhitzung stattfindet,
dürfen nur insoweit verwendet werden , als durch ihre
Bauart oder durch andere geeignete Maßnahmen die
entzündlichen Stoffe von den die Gefahr bringenden
Teilen abgehalten werden.
n) Als geeignete Maßnahme gilt eine Ausführung , bei

der das Eindringen von Fremdkörpern zu den blan¬
kem Spannung führenden oder umlaufenden Teilen
erschwert ist. Ein vollständiger Schutz gegen Staub,
Feuchtigkeit oder Gasgehalt der Luft wird nicht
vorgeschrieben, und es darf bei Motoren das Zu¬
strömen von Kühlluft aus dem umgebenen Raum
nicht behindert werden . Bei Motoren mit Kurz¬
schlußläufer genügt offene Ausführung . Bei Wi¬
derstandsgeräten , Schaltern , Sicherungen , Steck-
vorrichtungen und ähnlichen Apparaten sollen alle
Teile ohne ausgesprochene Oeffnungen vollständig
abgedeckt sein.

b) In allen Fällen ist in Drehstromanlagen die Ver¬
wendung von Motoren mit Kurzschlußläufer zu
empfehlen.
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2. Blanke Leitungen sind nicht zulässig. Isolierte Lei¬
tungen müssen in Rohren oder als Bleikabel oder
kabelähnliche Leitungen verlegt werden,

a) Auf Schutz gegen mechanische Beschädigung soll be¬
sonders geachtet werden.

ich Glühlampen in der Nähe von entzündlichen Stof¬
fen sollen mit Vorrichtungen versehen sein, die eine
Berührung der Lampen mit solchen Stoffen ver¬
hindern . '
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Nr. 77.
Bekanntmachung des Ministeriums des Innern, betreffend Ausführung

der Verordnung des Staatsministeriumsvom 3. Juli 1931 über

die Einstellung von Kraftfahrzeugen.
Oldenburg, den 3. Juli 193t.

Zu der Verordnung des Staatsministeriums vom 3.

Juli 1931 über die Einstellung von Kraftfahrzeugen wird

auf Grund des Z 40 daselbst folgende Ausführungsan¬

weisung erlassen:
1. Als Ortspolizeibehörde sind die Aemter und Stadt¬

magistrate der Städte I. Klasse anzüsehen. Höhere

Verwaltungsbehörde ist das Ministerium des Innern.

2. Die näheren Bestimmungen der Begriffe „feuerbe¬

ständig " und „feuerhemmend " sind aus der Anlage

ersichtlich.
3. Den an die Ortspolizeibehörde einzureich enden An¬

zeigen und Anträgen sind zeichnerische Unterlagen

(Lageplan , Grundriß und Schnitt ), sowie die Bau¬

beschreibung und Angaben über die Zahl der aufzu¬

stellenden Kraftfahrzeuge und die Art der zu verwen¬

denden Treibstoffe in doppelter Ausfertigung beizu¬

fügen . Eine Ausfertigung bleibt bei den Akten der

Behörde.
4. Die Unterlagen sind, soweit erforderlich , dem Ge¬

werbeamt zur technischen Prüfung zuzuleiten.

Die Ortspolizeibehörde hat , soweit wegepolizeiliche

Belange in Betracht kommen, erforderlichenfalls die

zuständige Wegepolizeibehörde zu hören.

5. Als Feuerlösch-gerät (Z 17 der Verordnung ) kommen

nur die vom Preußischen Feuerwehrbeirat zugelassenen

Handfeuerlöscher und etwaigen sonstigen Handgeräte

in Frage.
Oldenburg , den 3. Juli 1931.

Ministerium des Innern,
vr . Driver.
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Anlage

Anforderungen, die an eine feuerbeständige und feuer¬
hemmende Bauweise zu stellen sind.

I. Feuerbeständige Bauweise.

Als feuerbeständig gelten : Wände , Decken, Unter¬
züge, Träger , Stützen und Treppen , wenn sie unverbrenn¬
lich sind, unter dem Einfluß des Brandes und des Lösch¬
wassers ihre Tragfähigkeit oder ihr Gefüge nicht wesent¬
lich ändern und den Durchgang des Feuers geraume Zeit
verhindern.

Im besonderen gelten als feuerbeständig:
a) Wände aus vollfugig gemauerten Ziegelsteinen , Kalk¬

sandsteinen, Schwemmsteinen, kohlesreien Schlackesteinen
oder Steinen aus anderen im Feuer gleichwertigen
Baustoffen von mindestens einem halben Stein Stärke,
ferner Betonwände aus mindestens 10 cro starkem,
unbewehrtem Kiesbeton oder aus mindestens 6 ein
starkem, bewehrtem Eisenbeton.

b) Decken aus Ziegelsteinen oder anderen unter a auf-
geführten Steinen oder Baustoffen bei Jnnehaltung
der dort geforderten Mindestabmessungen.

c) Unterzüge und Träger aus Eisenbeton . — Eiserne
Träger und Unterzüge gelten nur dann als feuer¬
beständig , wenn sie feuerbeständig ummantelt werden
(siehe i).

6) Stützen und Pfeiler , wenn sie aus Ziegelsteinen , Beton
oder Eisenbeton oder aus natürlichem , in Feuer Hin¬
reichend erprobtem Gestein hergestellt werden . — Stüt¬
zen aus Granit oder Marmor gelten nicht als feuer-
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beständig . Stützen ans Eisen müssen allseitig feuer¬
beständig ummantelt sein (vergl . i) .

e) Dachkonstruktionen in Eisenbeton . — Dachkonstrukti¬
onen aus Eisen gelten nur dann als feuerbeständig,
wenn die eisernen Binderkonstruktionen feuerbeständig
ummantelt werden (vergl . 1) oder wenn der Dachraum
feuerbeständig abgeschlossen wird und unbenutzbar
bleibt.

k) Treppen , wenn sie aus Ziegelsteinen , Eisenbeton , er¬
probtem Kunststein oder erprobtem Werkstein hergestellt
sind. — Freitragende Treppenstufen aus Marmor oder
Granit gelten nicht als feuerbeständig.

g) Türen , wenn sie bei amtlicher Probe einer Feuers¬
glut von etwa 1000 ° mindestens eine halbe Stunde
Widerstand leisten, selbsttätig zufallen und in Rahmen
aus feuerbeständigen Stoffen mit mindestens IH2 ein
Falz schlagen und rauchsicher schließen.

b) Verglasungen können in VertikälwLnden als feuer¬
beständig angesehen werden , wenn sie den Einwirkungen
des Feuers und Löschwassers so viel Widerstand bieten,
das; innerhalb einer halbstündigen Brenndauer bei der
amtlichen Probe (etwa 1000 °) ein Ausbrechen der
Scheiben oder Verlorengehen des Zusammenhanges
nicht eintritt.

i) Feuerbeständige Ummantelung . Die feuerbeständige
Ummantelung der an sich nicht feuerbeständigLN
walzeisernen Träger und Unterzüge oder Stützen
erreicht man durch allseitiges feuerbeständiges Aus¬
mauern oder Ausbetonieren der Eisenprofile , wobei
die Flanschflächen wenigstens 3 cm Deckung von Beton
mit eingelegtem Drahtgewebe oder von gebranntem
Ton oder anderem als gleichwertig erprobten Baustoff
erhalten müssen. Die freiliegenden Flanschflächen walz-
eiserner Träger in preußischen Kappen und in eisernen



Fachwerkswänden brauchen im allgemeinen keinen be¬
sonderen Feuerschutz.

II . F euerh emm end e Bauweise.
Als feuerhemmend gelten Bauteile , wenn sie, ohne

sofort selbst in Brand zu geraten , wenigstens eine Viertel¬
stunde dem Feuer erfolgreich Widerstand keiften und den
Durchgang des Feuers verhindern.

Insbesondere gelten als feuerhemmend:
a) Wände , Decken, Stützen und Dachkonstruktionen aus

Holz , wenn sie mit kd/» cm starkem, sachgemäß ausge¬
führtem Kalkmörtelputz auf Rohrung bekleidet sind;
auch Bekleidungen mit Rabitzputz oder anderen erprob¬
ten Baustoffen sind zulässig.

d) Treppen aus Sandstein , Eisen oder Hartholz , sonstige
Holztreppen und nicht feuerbeständige Steintreppen,
wenn sie unterhalb lTch cm stark gerohrt und geputzt
oder gleichwertig bekleidet sind,

c) Türen aus Hartholz oder aus 21/2 am starken ge¬
spundeten Brettern mit allseitig aufgeschraubter oder
aufgenieteter Bekleidung von mindestens 1/2 mm star¬
kem Eisenblech und mit unverbrennlicher Wandung
und Schwelle, sofern die Türen selbsttätig in wenig¬
stens I1/2 cm tiefe Falze schlagen.

Zusätze und Ergänzungen nach Maßgabe der ört¬
lichen Bedürfnisse , nicht aber Aenderungen , durch die Nach¬
geordneten . Baupolizei - und Baupolizeiaufsichtsbehör -den
sind zulässig.
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Nr. 78.
Bekanntmachung des Staatsministeriums zur Ausführung der Reichs¬

verordnung vom 25 . März 1631 zur Ausführung der Verordnung

über die Schädlingsbekämpfung mit hochgifligen Stoffen — Reichs¬

gesetzblatt I Seite 83 — .
Oldenburg , den 2 . Juli 163 l.

Zur Ausführung , der Reichsverordnung vorn 25.

März 1931 bestimmt das Staatsministerium:

Zuständige Behörden nach Z 18 der Verordnung

sind im Landesteil Oldenburg das Ministerium der so¬

zialen Fürsorge , im Landesteil Lübeck für den Bezirk der

Stadt Eutin der Stadtmagistrat von Eutin , für den

übrigen Landesteil die Regierung , für dm Landesteil

Birkenfeld die Regierung.

Oldenburg , den 2 . Juli 1931.

^ Ministerium der sozialen Fürsorge.
l ) r.  Millers.
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